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Die neue Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums für Soziales über die
Erweiterung der Meldepflicht für über-
tragbare Krankheiten und Krankheitser-
reger nach dem Infektionsschutzgesetz
(IfSGMeldeVO) wurde am 3. Juni 2002
durch die Staatsministerin für Soziales,
Frau Christine Weber, unterzeichnet, am
02.07.2002 im SächsGVBl S. 187 veröf-
fentlicht und trat somit nach 2-jähriger
Vorbereitung in Kraft.

Damit haben wir den im Freistaat Sach-
sen mit der Seuchen-Meldeverordnung
zum Bundes-Seuchengesetz vom 11.11.
1995 erreichten vorbildlichen und für
ganz Deutschland beispielhaften Stand der
Infektionsepidemiologie auch unter den
Bedingungen des IfSG sichern können.
Leider ist es uns nicht gelungen, eine
Meldepflicht für durchgeführte Impfun-
gen zum Aufbau einer zentralen Impfdo-
kumentation in Sachsen in der Verordnung

zu verankern. Mit der Meldung der Imp-
fungen sollen die Gesundheitsämter in die
Lage versetzt werden, Impflücken recht-
zeitig aufzudecken und gezielt aufsu-
chende Impffürsorge durch Beratung zu
leisten. Insbesondere geht es um die Ver-
besserung des altersgerechten Impfschut-
zes. Außerdem wird eine Bewertung des
nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 IfSG namentlich zu
meldenden „Verdachtes einer über das
übliche Ausmaß einer Impfreaktion hin-
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Gemeinsames Krebsregister der
Neuen Bundesländer und Berlin

Anfang 2002 ist die 3. aktualisierte Auf-
lage der Broschüre „Krebs in Deutsch-
land – Häufigkeiten und Trends“ erschie-
nen. Diese Broschüre wird von der Ar-
beitsgemeinschaft bevölkerungsbezogener
Krebsregister in Deutschland (ABKD)
in Zusammenarbeit mit der Dachdoku-
mentation Krebs am Robert Koch-Insti-
tut (RKI) herausgegeben und enthält wi-
chtige epidemiologische Daten zu den
Krebserkrankungen in Deutschland, so
zum Beispiel zur Häufigkeit der jährlich
auftretenden Neuerkrankungen, zum
mittleren Erkrankungsalter, zu Überle-
bens- und Sterberaten bei Krebserkran-
kungen oder dem Verlust an Lebensjah-
ren. Sie benennt darüber hinaus wichtige
Risikofaktoren und vergleicht die Neuer-
krankungsraten Deutschlands mit denen
anderer europäischer Länder.
Neben den Daten des Krebsregisters Saar-
land, das für lange Zeit die einzige Da-
tenquelle zur Ermittlung von Krebshäu-
figkeiten in Deutschland war, können
inzwischen auch die Daten des Gemein-
samen Krebsregisters der neuen Bundes-
länder und Berlin (GKR) für die vorlie-
gende aktualisierte und erweiterte Fassung
der Broschüre herangezogen werden. Ur-
sächlich hierfür ist die erfreuliche Ent-

wicklung der Zahl ärztlicher Meldungen
von Krebserkrankungen in den Ländern
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern
und dem Freistaat Sachsen. Aus Sachsen
werden etwa 85% aller Krebsneuerkran-
kungen ärztlich gemeldet, wobei die fünf
regionalen Tumorzentren die wichtigs-
ten Kooperationspartner im Meldeverfah-
ren an das GKR sind. In der Broschüre
sind Daten des Freistaates Sachsen für
die Tumorentitäten dargestellt, bei denen
die für valide epidemiologische Auswer-
tungen erforderliche Vollzähligkeit (>90%)
kontinuierlich über einen Zeitraum von
drei Jahren erreicht wurde, so zum Bei-
spiel für den Kehlkopfkrebs, den Lungen-
krebs, das maligne Melanom, den weib-
lichen Brustkrebs oder den Krebs der
Gebärmutter.
Zu den wichtigsten in der Broschüre „Krebs
in Deutschland“ dargestellten Ergebnis-
sen gehören: Die Zahl der Neuerkrankun-
gen an Krebs in Deutschland wird für
das Jahr 1998 auf ca. 168 500 Männer
und 179 000 Frauen geschätzt. Die häu-
figste Krebserkrankung ist bei den Män-
nern erstmals der Prostatakrebs mit 19%
aller Neuerkrankungen, gefolgt vom (bis-
lang dominierenden) Lungenkrebs mit
17%. Die häufigste Krebserkrankung bei
Frauen ist der Brustkrebs mit etwa 26%
aller Neuerkrankungen, gefolgt vom
Darmkrebs (17%). Im Vergleich der EU-

Länder liegt die Neuerkrankungsrate
(Neuerkrankungen je 100 000 Einwohner)
an Brustkrebs in Deutschland im unteren
Drittel. Die Neuerkrankungsraten für
alle Krebserkrankungen zusammenge-
fasst bleiben bei Frauen nahezu unverän-
dert, bei Männern sind sie seit Mitte der
80er Jahre leicht rückläufig. Während
für Männer die Neuerkrankungsraten an
Lungenkrebs seit Anfang der 90er Jahre
leicht abnehmen, steigen sie für Frauen
steil an. Die Neuerkrankungsraten an Ma-
genkrebs nehmen weiter stetig ab und
auch für den Darmkrebs werden seit
Mitte der 80er Jahre keine zunehmenden
Raten mehr registriert. Während die
Neuerkrankungsraten für das maligne
Melanom der Haut bei Männern nach
einer Zunahme bis Ende der 80er Jahre
jetzt nahezu unverändert bleiben, sind
sie für Frauen seit Mitte der 90er Jahre
leicht rückläufig. Die Broschüre kann im
Internet unter www.rki.de/KREBS ein-
gesehen oder kostenlos (wie auch Infor-
mationsmaterial zum Meldeverfahren)
beim GRK angefordert werden.
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ausgehenden gesundheitlichen Schädigung“
(d.h. Impfkomplikation) erst durch den
Bezug auf die Anzahl durchgeführter
Impfungen gegen die jeweilige Infektions-
krankheit möglich.
So müssen wir weiterhin alle Impfärzte
und Gesundheitsämter auf die Empfeh-
lungen der Sächsischen Impfkommission
zur Organisation der Dokumentation von
Schutzimpfungen (Impfempfehlung E 9)
vom 15. Mai 1998 (Beilage Ärzteblatt
Sachsen 7/1998) verweisen und um ihre
Mitarbeit bei der Übermittlung von Impf-
daten an den Öffentlichen Gesundheits-
dienst bitten.
Wie das IfSG, so unterscheidet jetzt auch
die IfSGMeldeVO zwischen melde-
pflichtigen Krankheiten (§ 1) und melde-
pflichtigen Nachweisen von Krankheits-
erregern (§ 2, § 3). Die erregerspezifische
Meldung der Meningitis/Enzephalitis, der
Enteritis infectiosa und der Virushepatitis
wurde ähnlich wie in der alten Seuch
MeldeVO beibehalten ( § 1 (1) 15., § 4).
Behandelnde Ärzte oder leitende Ärzte
von Krankenhäusern u.a. Institutionen
haben die Meldung auf dem Formblatt
„Arzt-Meldeformular – Meldepflichtige
Krankheiten“, Laborärzte oder Leiter
von Laboratorien auf dem Formblatt
„Labor-Meldeformular – Meldepflichtige
Nachweise von Krankheitserregern“ vor-
zunehmen. Die Formblätter können von
der Homepage der Gesellschaft für
Hygiene, Umweltmedizin und Schutz-
impfungen in Sachsen e.V. (GHUSS)
www.ghuss.de/infektionsschutz herun-
tergeladen werden. Gedruckte Exemplare
sollen demnächst über die Gesundheits-
ämter zur Verfügung gestellt werden.
Die Formblätter (Vorderseiten) berück-
sichtigen alle im § 9 des IfSG geforder-
ten Daten. Stehen einzelne Daten den
diagnostischen Laboratorien nicht zur Ver-
fügung, weil sie auf dem Untersuchungs-
antrag nicht vermerkt worden waren, ist
dies durch ein Fehlzeichen (/) deutlich
zu kennzeichnen. Es wird gebeten, keine
Datenfelder einfach frei zu lassen.
Die Vorderseite des „Arzt-Meldeformu-
lars“ ist so gestaltet, dass die notwendi-

gen Angaben zur Person (Name, Vorname,
Geburtstag, Wohnung) auf jedem Praxis-
computer ausgedruckt werden können,
etwa an Stelle eines Überweisungsschei-
nes. Diese Angaben zur Person sind auf
den „Labor-Meldeformularen“ an glei-
cher Stelle angeordnet worden, um die
automatische Übernahme dieser Daten
durch das Labor vom Begleitschein zu
einem mikrobiologischen Untersuchungs-
material zu erleichtern, vorausgesetzt, im
Begleitschein ist dieses Datenfeld gleich
angeordnet.

Auf der Rückseite des „Arzt-Meldefor-
mulares“ ist eine Synopsis der im Frei-
staat Sachsen gültigen gesetzlichen Be-
stimmungen hinsichtlich meldepflichti-
ger Erkrankungen nach Verdacht, Erkran-
kung, Tod und Ausscheider- bzw. Träger-
status versucht worden. Diese soll das
rasche Nachschlagen von Ärzten (und
allen anderen zur Meldung verpflichte-
ten Personen) erleichtern, die nicht täg-
lich damit konfrontiert werden. Beibehal-
ten wurde auf der Vorderseite die Kenn-
zeichnung der Sofortmaßnahmen (a-d),
die der behandelnde Arzt im Interesse
der Verhütung einer Weiterverbreitung
der betreffenden Infektionskrankheit so
früh wie möglich anordnet. Sie werden
später durch das GA bestätigt, verschärft
oder aufgehoben. Es soll mit allem
Nachdruck an dieser Stelle betont wer-
den, dass die behandelnden Ärzte die
ersten und wichtigsten „Hygieniker vor
Ort“ sind und bleiben, auch wenn offizi-
elle Kommentare zum IfSG dies aufwei-
chen. Im Freistaat Sachsen sind und
bleiben die niedergelassenen und ange-
stellten Ärzte die wichtigsten Partner des
Öffentlichen Gesundheitsdienstes. 
Auf der Rückseite des „Labor-Meldefor-
mulares“ ist die Übersicht der „Melde-
pflichtigen Nachweise von Krankheitser-
regern“ nach Nachweismethoden abge-
druckt. Der Nachweis eines Krankheits-
erregers an das GA ist nur dann melde-
pflichtig, wenn mindestens eine der auf-
geführten Nachweismethoden ein positives
Ergebnis brachte. 

Im einzelnen wird es sowohl bei der
Arzt- als auch bei der Labormeldung
Konstellationen geben, die nach pflicht-
gemäßem Ermessen des jeweilig Melden-
den entschieden werden müssen. Ent-
scheidungshilfen in solchen Situationen
bieten dann die Falldefinitionen oder eine
Rückfrage beim zuständigen GA oder
der Landesuntersuchungsanstalt. 
Nicht unerwähnt bleiben darf am Schluss
der § 73 IfSG. Dort heißt es: „Ordnungs-
widrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 6 Absatz 1 oder § 7 ...
eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht“.
Eine mögliche Ahndung besteht in einer
Geldbuße bis 25000 Euro (§ 73 (2)).
Im Interesse eines erweiterten Schutzes
aller Bürger des Freistaates Sachsen vor
Infektionskrankheiten wünschen sich die
Mitarbeiter des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes eine weitere reibungslose Um-
setzung der Meldevorschriften. Eine wö-
chentliche Rückinformation über die gemel-
deten Infektionskrankheiten nach Krei-
sen soll die gute Zusammenarbeit beför-
dern. Diese können Sie ebenfalls aktuell
und wöchentlich neu über die Homepage
der GHUSS (www.ghuss.de) unter der
Rubrik „Epidemiologische Berichte der
LUA Sachsen“ abrufen.
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